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Das Energiepreisproblem der achtziger Jahre 
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1. Das Problem 
Im Herbst 1981 stellt sich die nationale 
und internationale Energiesituation als ein 
komplexes und nur sehr begrenzt transpa-
rentes Analyseproblem dar. Als Stichwor-
te hierzu seien nur genannt: 
o Das aktuelle Weltenergieangebot über-
steigt die gegenwärtige Weltenergienach-
frage beträchtlich; das gilt auch für die 
Verhältnisse auf dem Primärenergiemarkt 
Rohöl. Als Folge sind die Rohölpreise in 
den letzten 6 Monaten wieder gesunken, 
nachdem sie seit 1978 von 12 auf rd. 36 US-
Dollar je barrel, also um 200% in 3 Jahren, 
gestiegen waren. 
o Die Funktionsfähigkeit des Kartells der 
erdölproduzierenden Länder (OPEC) ist 
derzeit erheblich vermindert und für die 
Zukunft schwer prognostizierbar. 
o Die politische Situation des Nahen 
Ostens, aus dem die Bundesrepublik 
Deutschland 1980 41,2% der gesamten 
Rohölimporte bezog und in dessen geogra-
phischem Einzugsbereich rd. 60% aller 
derzeit geschätzten Ölreserven liegen, ist 
hochgradig labil. 
o Das Energieverbrauchsbild ist bei den 
westlichen Industrienationen, vor allem in 
Europa, durch die allgemeine wirtschaftli-
che Schwächesituation gekennzeichnet; in-
sofern sind viele statistische Einsparmen-
geneffekte auch durch die rezessive Wirt-
schaftsentwicklung geprägt mit der Folge, 
daß bei einer konjunkturellen Belebung 
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auch die Energienachfrage allgemein wie-
der stärker wachsen wird. 
o Nur begrenzt zuverlässig läßt sich ge-
genwärtig prognostizieren, wie sich in Zu-
kunft die Größe des globalen Energiekoef-
fizienten entwickeln wird, also der statisti-
sche Zusammenhang zwischen dem 
Wachstum des realen Sozialproduktes ei-
ner Volkswirtschaft und dem Mengenzu-
wachs an Energieeinsatz. Seit 1977 liegt 
dieser Koeffizient in den OECD-Ländern 
bei etwa 0,6, 1 während er in den Entwick-
lungsländern und im Ostblock weit über 1 
beträgt und sogar - in den Entwicklungs-
ländern - noch steigende Tendenz zeigt. 
Für die Bundesrepublik Deutschland wird 
bis 2000 ein weiterer Rückgang des Ener-
giekoeffizienten um 25 bis 30% prognosti-
ziert. 
o Der Energiebedarfsanstieg wird für den 
OECD-Bereich aufrd. 1,8% p.a. bis 2000 
geschätzt, für die Entwicklungsländer von 
über 5% p. a. Die dritte Fortschreibung 
des Energieprogramms der Bundesregie-
rung vom November 1981 schätzt den 
jährlichen Verbrauchszuwachs auf 1,0 bis 
1,4%.2 Der Endenergieverbrauch, gemes-
sen in Steinkohleneinheiten (SKE), redu-
zierte sich 1980 gegenüber 1979 sogar um 
3,4%, wobei sich konjunkturelle und preis-
liche Ursachen überlagern, deren Zu-
kunftsbedeutung jedoch nur sehr grob ab-
schätzbar ist. 
Trotz aller Unsicherheiten in der Problem-
beurteilung verbleiben drei essentielle Tat-
bestände: 
l) Die zukünftige Versorgungslage mit 
dem Primärenergieträger Erdöl ist mit sehr 
erheblichen Unwägbarkeiten belastet. Ab-
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gesehen vom Risiko politisch bedingter 
kurzfristiger Ausfälle von Rohölanliefe-
rungen besteht die Wahrscheinlichkeit, 
daß im Durchschnitt der kommenden 20 
Jahre relative, d. h. über die Inflationsrate 
hinausgehende Preissteigerungen für Roh-
ölimporte eintreten. In Energieszenarien 
werden solche relativen Preiserhöhungen 
von bis zu 10% p. a. angesetzt. Eine Steige~ 
rungsrate von 5%, die einem Rohölpreis-
anstieg zwischen 9,5 und 11 % jährlich für 
die Bundesrepublik Deutschland ent-
spricht, dürfte einer näherungsweisen rea-
listischen Betrachtung genügen. 
2) Der Anteil des Erdöls am gesamten Pri-
märenergieeinsatz der Bundesrepublik 
Deutschland ist bis zum Sommer 1981 auf 
rd. 47% gesunken, während er 1978 noch 
52,3% betrug (1960 allerdings nur 21,0%). 
Für 1985 wird ein weiteres Absinken auf 
knapp unter 45% erwartet. 
Diese globale Entwicklung des Zurück-
dringens des Rohöleinsatzes ist auf ein 
vielfältiges Gemisch von Ursachen zurück-
zuführen, welches durch die Stichworte 
Substitution von Mineralöl durch Gas und 
Kohle bei der Stromerzeugung, gedrosselte 
Verbrauchsmengen und partielle Substi-
tuion im Verkehrs- und Haushaltswärme-
bereich aufgrund der stark steigenden Prei-
se für Ölprodukte und durch konjunkturell 
reduzierte industrielle Nachfrage nach 
schwerem Heizöl umschrieben werden 
kann. Nicht zu übersehen ist jedoch, daß 
der Verkehrsbereich in einem herausragen-
den Maße vom Öl abhängig ist und mittel-
bis langfristig, d. h. nach derzeitigem 
Kenntnisstand über die technologischen 
Entwicklungen und ihrer Marktwirksam-
keit bis Mitte der 90er Jahre, auch bleiben 
wird. 1980 beanspruchte der Verkehrsbe-
reich 21,9% des gesamten volkswirtschaft-
lichen Endenergieverbrauchs, gemessen in 
SKE3 ; 1960 waren es 15,7%, 1970 17,l %. 
Gleichzeitig gilt jedoch auch, daß der 
Energiebedarf des Verkehrssektors in SKE 
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zu 97% durch flüssige Kraftstoffe abge-
wickelt wird; feste und gasförmige Stoffe 
sowie der Stromeinsatz bei Schienenver-
kehrsmitteln und Oberleitungsbussen ad-
dieren sich nur zu 3%.4 Der Straßenver-
kehr benötigt für den Personen- und Gü-
tertransport 28% ( = 33,5 Mio. t) des ge-
samten inländischen Mineralölabsatzes 
(1980= 119,5 Mio. t ohne Raffinerieeigen-
verbrauch, Großbunkerungen und Mili-
tärverbrauch). 
3) Mobilitätsentwicklung, Kraftfahrzeug-
verfügbarkeit und raumstrukturelle Pro-
zesse sind in der Vergangenheit eng mitein-
ander verflochten gewesen. Die derzeit an-
zutreffenden Siedlungsstrukturen müssen 
als weitgehend irreversibel für den Zeit-
raum bis Ende dieses Jahrhunderts angese-
hen werden. Die umgestaltbare Baumasse 
wird auf jährlich rd. l % des totalen Be-
standes geschätzt. Insofern ist die Frage 
von Interesse, wie die sich abzeichnenden 
energiepolitischen Entwicklungen auf die 
Mobilität und die räumlichen Folgepro-
zesse wirken und welche gegensteuernden 
Strategien aus gesellschaftspolitischer und 
ökonomischer Sicht möglich und sinnvoll 
sind. 
2. Mobilität und räumliche Entwicklung 
Die in den 60er Jahren einsetzende und in 
ihrer Kulmination noch nicht abgeschlos-
sene individuelle Motorisierung hat für die · 
Mobilitätsentwicklung und die räumlichen 
Gestaltungsprozesse entscheidende Impul-
se gegeben. Dabei wird als statistische 
Kennziffer für die Mobilität neben der per-
sonenkilometrischen Leistung (Pkm) die 
Wege- oder Fahrtenhäufigkeit je Person 
und Tag (in der Regel Werktag) benutzt. 
Von 1960 bis 1980 stieg die Zahl der in der 
Bundesrepublik und im grenzüberschrei-
tenden Personenverkehr geleisteten Perso-
nenkilometer um 135%, wobei knapp 80% 
dieser Fahrten mit dem Pkw durchgeführt 
werden. Die Fahrtenhäufigkeit je Tag und 
Person stieg seit 1950 von 0,5 auf 1,5. Im 
Güterverkehrsbereich werden 49% aller 
Tonnenkilometer vom Lastkraftwagen, 
26% von der Eisenbahn, 20% von der Bin-
nenschiffahrt und 5% vom Rohrleitungs-
verkehr geleistet; der Marktanteil des Stra-
ßengüterverkehrs bei den reinen Mengen 
(Tonnen statt Tonnenkilometer) beträgt 
mittlerweile sogar über 79% (sehr hoher 
Nahverkehrsanteil von über 70%),5 wäh-
rend die Bahn hier auf 11 % zurückgefallen 
ist. 
Diese globalen Aussagen werden in ihrer 
Bedeutung durch einige Spezifikationen 
ausgeleuchtet. 
1) Bei den Fahrten mit individuellen oder 
öffentlichen Verkehrsmitteln entfallen 
34% auf den Berufsverkehr, 22% auf den 
Einkaufsverkehr, 20% auf den Freizeitver-
kehr und 12,5% auf den Ausbildungsver-
kehr.6 Von zentraler raum- und mobili-
tätspolitischer Bedeutung ist hierbei der 
Berufspendelverkehr, der seinerseits zu 
77% mit dem Pkw durchgeführt wird, d. h. 
jährlich werden im Berufsverkehr mit indi-
viduellen Kraftfahrzeugen rd. 7,3 Mrd. Be-
förderungsfälle abgewickelt. Dieser hohe 
Berufsverkehrsanteil an den Beförde-
rungsfällen insgesamt spiegelt wesentliche 
raum- und siedlungsstrukturelle Vergan-
genheitsprozesse wider: die ständig fort-
schreitende Trennung von Arbeits- und 
Wohnstätten, vor allem gefördert durch 
die sehr starken Stadt-Umland-Wande-
rungen, durch intensive . Segregationspro-
zesse in den Kernen der Ballungsräume, 
durch die Verdrängung von Wohnstätten 
durch Arbeitsstätten in den Innenstadtbe-
reichen, wobei der tertiäre Sektor domi-
niert, durch die aus Gründen der Flächen-
verfügbarkeit und Umweltbelastung er-
zwungenen Betriebsstättenverlagerungen 
in Gewerbegebiete in Randlage, die regel-
mäßig keine gemischte Wohn-/Gewerbe-
nutzung aufweisen und durch die mit dem 
stark gestiegenen Pro-Kopf-Einkommen 
in den 60er und vor allem 70er Jahren ge-
botenen Möglichkeiten, Wohneigentum in 
umweltgünstigeren Randgebieten zu er-
werben. Diese Prozesse wurden durch die 
Flächennutzungsplanung und teilweise 
großräumige Umsiedlungsstrategien der 
Gebietskörperschaften wesentlich unter-
stützt, so etwa durch den Anfang der 60er 
Jahre noch intensiv betriebenen Bau von 
Entlastungsstädten als sogenannte Satelli-
ten- oder Trabantenstädte (Köln-Nord, 
Bremen-Neue Vahr, München-Ober-
schleißheim, Karlsruhe-Waldstadt, Berlin-
Märkisches Viertel usw.). Alle diese Pro-
zesse konnten nur vor dem Hintergrund ei-
ner hohen individuellen Motorisierung ab;; 
laufen, da eine flächendeckende, in den 
Siedlungsräumen nicht nur traditionell-ra-
diale, sondern auch tangentiale Erschlie-
ßung mit öffentlichen Verkehrsmitteln we-
der vorgesehen noch realisierbar war. 
2) In diesem Zusammenhang ist auch zu 
erkennen, daß das von der Raumord-
nungspolitik verfolgte Konzept hierar-
chisch abgestufter Zentren (Ober-, Mittel-, 
Klein- und Unterzentren) ebenfalls impli-
zit von einer hohen Pkw-Verfügbarkeit 
ausgeht. Ähnliches zeigt sich auch bei den 
Beschlüssen zur Gemeinde- und Verwal-
tungsreform der letzten 12 Jahre. 
3) Durch eine Vielzahl regionalpolitischer 
Förderungsmaßnahmen wird versucht, In-
dustrie- und Handelsbetriebe in ländlichen 
und wirtschaftsschwachen Räumen anzu-
siedeln. Dies bedeutet aber auch, daß we-
der eine Erschließung mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln, vor allem nicht durch die 
Schiene, noch ein entsprechendes Arbeits-
angebot am Betriebsstandort zu erwarten 
ist. 7 Empirische Untersuchungen haben 
etwa ergeben, daß nur 22% der Arbeits-
kräfte für neu angesiedelte Betriebe in 
wirtschaftsschwach strukturierten Gebie-
ten am Betriebsstandort selbst wohnen. 8 
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4) Der individuelle Motorisierungsgrad 
liegt in ländlichen Gebieten um etwa 40% 
über dem in den Verdichtungsräumen. 
Dies ist vor allem auf den vergleichsweise 
hohen Zweitwagenbestand zurückzufüh-
ren, der auch durch die höheren Mobili-
tätsbedürfnisse aller Haushaltsmitglieder 
im ländlichen Raum und die ungünstigere 
Versorgung mit öffentlichem Verkehrsmit-
telangebot determiniert wird. Andererseits 
haben jedoch systematische Untersuchun-
gen ergeben, daß die durchschnittlichen 
Fahrtweiten im Berufsverkehr nicht stati-
stisch signifikant zwischen Verdichtungs-
räumen und ländlichen Räumen auseinan-
derfallen; sie oszillieren um 13 km. Unter-
schiedlich sind vielmehr der Zeitaufwand9 
und die Wahlmöglichkeiten für die zu be-
nutzenden Verkehrsmittel. Die Pendler mit 
den höchsten Fahrtzeiten wohnen im Um-
land der Verdichtungskerne. 
5) Das raumstrukturelle Mobilitätspro-
blem beim Freizeitverkehr liegt darin, daß 
eine Vielzahl von Fremdenverkehrsein-
richtungen in sonst wirtschaftsschwachen 
Regionen liegt. Diese Fahrtziele können 
nur in sehr begrenztem Maße mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln in zeitlich vertretba-
rer Weise erreicht werden. Jede nachhalti-
ge Veränderung bei den Freizeitmobilitäts-
möglichkeiten oder -gewohnheiten führt 
zu beträchtlichen Negativeffekten in die-
sen Regionen. Auch in Hessen sind viele 
Taunus-, Odenwald-, Vogelsberg- und 
Rhönziele sowie das Ederseegebiet prak-
. tisch nur mit dem Pkw fremdenverkehrs-
mäßig nutzbar. 
6) Beim Ausbildungsverkehr handelt es 
sich um den Verkehrszweck, der mit 67% 
bereits den höchsten Anteil des öffentli-
chen Verkehrs aufweist. Allerdings ist hier 
die Situation durchaus differenziert struk-
turiert: 
o Während bei den Schülern der Anteil 
öffentlicher Verkehrsmittel an den Fahr-
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ten bei über 80% liegt, sinkt er bei den 
Hochschulstudierenden auf unter 60%, da 
hier der Pkw-Anteil Werte zwischen 24 
und 56% erreicht. 
o Die seit 1968 stark gesunkenen Gebur-
tenraten werden sich ab 1990 in einem er-
heblichen Rückgang des Ausbildungsver-
kehrs auswirken, der vor allem die öffentli-
chen Nahverkehrsunternehmen treffen 
wird: Die Altersgruppe bis 18 Jahre sinkt 
von 1980 ( = 14,l Mio. Deutsche) bis 1990 
(10,3 Mio. Deutsche) um 27%. 
7) Aus den bisherigen Überlegungen er-
gibt sich, daß die Energiepreisproblematik 
vor allem drei Mobilitätsbereiche trifft: 
den Berufspendelverkehr, den Einkaufs-
und den Freizeitverkehr. Diese drei Fahrt-
zwecke vereinigen 76% aller Fahrten mit 
Verkehrsmitteln auf sich und werden do-
minierend (zu etwa durchschnittlich 75%) 
mit dem Pkw durchgeführt. Sie verdeutli-
chen aber auch die Relevanz der sogenann-
ten Mobilitätszwänge, die sich aus der Be-
rufstätigkeit der Familienangehörigen, den 
siedlungsstrukturellen Gegebenheiten und 
aus dem differenzierten gesellschaftlichen 
Rollenspiel ergeben. 10 Letztere beeinflus-
sen einen Teil des Freizeitverkehrs. 
8) Die Ausgaben der privaten Haushalte 
für Anschaffung und Unterhaltung eigener 
Personenkraftwagen sind in den vergange-
nen 12 Jahren zwar absolut ständig gestie-
gen. Dennoch zeigen neueste Berechnun-
gen, daß entgegen allgemeiner Abschät-
zungen und zahlreicher Presseveröffentli-
chungen in Publikumszeitschriften der An-
teil dieser Pkw-bezogenen Ausgaben am 
gesamten ausgabefähigen Einkommen der 
4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte, hier 
Typ 2 mit mittlerem Einkommen, seit 1971 
nicht gestiegen ist.111980 betrug er 12,7%, 
1970 14,0%, 1968 sogar 15,9%. Für 1981 
wird ein Anteilswert von wieder 14% wie 
1970 erwartet. Der absolute Betrag stieg 
von 1970= 176,- DM auf 1980=380,-
DM. Auch der Anteil der Kraftstoffausga-
ben hat sich 1980 mit 3, 7% des ausgabefä-
higen Einkommens seit 1970 = 3,3 % nur in 
engen Grenzen erhöht, während sich der 
absolute Ausgabenbetrag von 44,- DM 
auf 110,- DM verzweieinhalbfachte. 
Diese Feststellungen müssen aber vor dem 
Hintergrund der sonstigen Ausgabenver-
änderungen der privaten Haushalte gese-
hen und beurteilt werden. Hierbei zeigt 
sich nun, daß andere Ausgabepositionen 
mit hoher Dringlichkeit der Nachfrage ex-
trem ansteigen, so etwa die Ausgaben für 
Brennstoffe, Elektrizität und Gas, die 1970 
DM 51,- und 1980 DM 159,- erreichten 
(Multiplikator 3,1) und in ihrem Budget-
anteil von 1970=4,1% auf 1980=5,3% 
anstiegen. 
Da keine kompensatorischen Preisrück-
gänge bei anderen Ausgaben aufgrund der 
inflatorischen Prozesse auftreten, folgt aus 
dieser Erhöhung wichtiger Ausgabeposi-
tionen der privaten Haushalte doch die 
Notwendigkeit individueller Anpassungs-
prozesse, insbesondere dann, wenn wie 
1981 und sicherlich auch 1982 reale Ein-
kommensminderungen eintreten. 
9) Eine Reduzierung der Mobilitätszwän-
ge im Berufsverkehr ist mittelfristig nicht 
zu erwarten, da die Siedlungs- und Ar-
beitsstättenstrukturen in diesem Zeitraum 
als invariabel gelten müssen, dies auch bei 
relativ starken Treibstoffpreiserhöhun-
gen.12 So verfügen etwa 60 bis max. 80% 
der Haushalte in den Landkreisen über 
Grundeigentum bei einem Bundesdurch-
schnitt von 39%, aber es fehlen dort die 
Arbeitsplätze. Rückwanderungen in die 
Städte scheiden in quantitativ bedeutsa-
mem Maße wegen fehlender oder nicht fi-
nanzierbarer Eigentums- und auch Miet-
wohnungen in den städtischen Quartieren 
aus bzw. die Qualitätsunterschiede sind 
unakzeptabel groß. Gleichzeitig trägt aber 
- und das darf nicht übersehen werden -
das Berufspendeln auch zu einer partiellen · 
Stabilisierung vieler ländlicher Teilräume 
bei, die bei Abwanderungen völlig ausblei-
ben würde. 
10) Zum Abschluß der Analyse der Zu-
sammenhänge von Mobilität und räumli-
cher Entwicklung sei noch der Güterver-
kehr betrachtet. Die Bedienung der Fläche 
ist weitgehend auf den Straßengüterver-
kehr übergegangen; die Bedeutung der 
Schiene ist im Flächenverteilerverkehr nur 
marginal. Diese Dominanz des Straßengü-
terverkehrs ist durch die Standortentwick-
lung der vergangenen 20 Jahre deutlich ge-
fördert worden. 
Alle empirischen Untersuchungen zeigen, 
daß in der Rangfolge der Standortdetermi-
nanten für die Ansiedlung von Gewerbebe-
trieben die Verkehrslage im Durchschnitt 
den 3. Platz nach der Arbeitskräfte- und 
Grundstücksverfügbarkeit einnimmt. 13 
Dieses Ergebnis kommt aber maßgeblich 
auch dadurch zustande, daß von einem we-
sentlichen Teil der verarbeitenden und 
handeltreibenden Wirtschaft die Verfüg-
barkeit über Lkw-Leistungen als Ubiqui-
tät angesehen wird. Für regionalpolitisch 
bedeutsame Neuansiedlungsbemühungen 
spielt die Autobahnerreichbarkeit dann 
häufig eine spezielle zusätzliche Rolle. 
Standortentscheidungen von Betrieben, 
die einen Schienen- oder Wasserstraßenan-
schluß benötigen, besitzen dagegen eine 
sehr nachrangige Bedeutung. 
Für Betriebe des Tertiärbereiches (Handel, 
Dienstleistungen) bewirken überpropor-
tional steigende Treibstoffkosten keine 
Veränderungen in ihren Standortentschei-
dungen. Es werden zwar Bestrebungen be-
günstigt, die zentralen Unternehmens-
funktionen verstärkt dezentral anzusie-
deln, um die Nachfrage nicht durch die ge-
stiegenen Treibstoffkosten übermäßig zu 
reduzieren. Dieser Tendenz entgegen wirkt 
die seit 1974 generell rückläufige Bevölke-
rungszahl, wodurch aus Kostengründen 
eine Zentralisierung erzwungen wird. 14 
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Im sekundären Bereich der· industriellen 
Standorte wird der relative Transportpreis 
als Entscheidungsgrundlage gewertet, also 
der Anteil der Transportkosten an den Ge-
samtkosten. Eine 50% ige Steigerung des 
Treibstoffpreises führt im Durchschnitt 
der verarbeitenden Wirtschaft jedoch nur 
zu Gesamtkost~nerhöhungen von 0,4 bis 
0,8%. Bei den sehr transportempfindli-
chen Massengütern, die allerdings nur im 
Baustoff- und Brennstoflbereich über die 
Straße gefahren werden, beträgt der Ge-
samtkostenerhöhungseffekt rd. 2 bis 5%. 
Hier muß stets der Anteil der Energieko-
sten dieser Betriebe an ihren Gesamtko-
sten beachtet werden. Ist der generelle 
Energieeinsatz relativ hoch und steigen die 
Energiekosten überproportional an, dann 
dämpft dies den Anstieg des Transportko-
stenanteils an den Gesamtkosten. 15 
Während bei dieser Analyse die Auswir-
kungen der Treibstoffpreiserhöhungen auf 
die betrieblichen Standortentscheidungen 
offensichtlich sehr gering sind, verbleibt 
ein raumstruktureller Problembereich. Es 
handelt sich um die Versorgung ländlicher 
und peripherer, dünner besiedelter Regio-
nen mit Produkten des täglichen Bedarfs. 
Da der Treibstoffk:ostenanteil beim Vertei-
lerverkehr mittlerweile zwischen 18 und 
21 % der Gesamtkosten beträgt, wird von 
vielen Handelsketten gegenwärtig die 
Fahrzeugeinsatzlogistik im Hinblick auf 
die verbleibenden Deckungsbeiträge je Be-. 
dienungsstelle überprüft. Dabei ist nicht 
auszuschließen, daß bei zukünftig weiter 
überproportional steigenden Treibstoffko-
sten die Entscheidung ansteht, bestimmte 
Bedienungsstellen überhaupt aufzugeben. 
Dies würde eine wesentliche Beeinträchti-
gung der Lebensqualität in diesen Räumen 
zur Folge haben, wobei allerdings festzu-
stellen ist, daß gegenwärtig die flächendek-
kende Versorgung mit weitgehend tägli-
chen Anfahrten von Frisch- und Kühldien-
sten erstaunlich hoch zu beurteilen ist. 
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3. Konsequenzen und Strategien 
zur Problementschärfung 
Alle bisherigen Informationen deuten dar-
auf hin, daß die Treibstoffpreise in den 
nächsten Jahren nicht nur überproportio-
nal ansteigen werden, sondern daß Mobili-
täts- und Raumstrukturwirkungen sich -
wenn überhaupt - vor allem dann beim 
Personen- und hier wiederum besonders 
deutlich beim Berufs-, Freizeit- und Ein-
kaufsverkehr manifestieren werden. Die 
Siedlungs- und gewerblichen Standort-
strukturen sind mittelfristig fast völlig in-
variant. Folglich konzentriert sich die Fra-
ge auf verkehrs-, regional- und raumord-
nungspolitische Strategiealternativen. Die-
se lassen sich in folgenden Punkten zusam-
menfassen: 
1) Eine Überprüfung der technologischen 
Entwicklungsperspektiven im Kraftfahr-
zeugbereich zeigt, daß 
o völlig neuartige Antriebssysteme ohne 
Mineralölverwendung zumindest bis Mitte 
der 90er Jahre nicht zu erwarten sind; 
o beim Elektroantrieb die Probleme der 
Energiespeicherung, des Einsatzradius und 
der Markteinführung von sowohl konven-
tionell wie auch mit Elektromotor be-
triebenen Fahrzeugen noch nicht gelöst 
sind; 
o Ersatztreibstoffe auf Methanol- und 
Äthanol-Basis in 20 Jahren etwa 10 bis 
15% des Treibstoflbedarfs abdecken wer-
den (Probleme der ungünstigen Energiebi-
lanzen, umweltschädlicher Produktions-
verfahren bei Methanol bzw. begrenzte 
Verfügbarkeit geeigneter Biomasse); 
o ein verstärkter Flüssiggaseinsatz, tech-
nisch problemlos16 und umweltfreundlich 
aufgrund der Umstellungskosten für den 
dualen Benzin-Gas-Antrieb von 1 500,- bis 
3000,- DM wegen der im Vergleich zum 
Ausland sehr hohen Besteuerung (wie Ver-
gaserkraftstofl) und ei.nes nur sehr dünnen 
Gastankstellennetzes noch stark behindert 
wird; 
o bis zum Jahre 2000 eine. beträchtliche 
weitere Reduktion des spezifischen Ener-
gieverbrauchs der Fahr7.euge durch kon-
struktive Maßnahmen zu erwarten ist (Re-
duzierung der Fahrwiderstände, Verbesse-
rung des Antriebswirkungsgrades, Ver-
minderung des Fahrzeugleergewichtes). 
Im Vergleich zu 1979 sind Verbrauchsab-
senkungen bei Pkw bis zu 51 % und bei 
Nutzfahrzeugen von bis zu 31 % möglich, 
wenngleich die zusätzlichen Kosten derzeit 
noch nicht abschätzbar sind;17 
o durch verstärkten Dieselfahr7.eugein-
satz bei den Pkw (Diesel-Pkw-Bestand 
1980=4% vom Pkw-Kombi-Bestand) 
Einsparungen im Stadtverkehrsbetrieb 
möglich sind; der ECE-Verbrauchstest ge-
langt bei Diesel-Pkw auf einen um 30% ge-
genüber dem leistungsgleichen Otto-Mo-
tor abgesenkten Verbrauch. 
2) In der öffentlichen Diskussion werden 
die Verlagerungen von individuellem auf 
den öffentlichen Verkehr besonders ak7.Cn-
tuiert hervorgehoben. Hierzu ist anzumer-
ken: 
o Im Personenverkehr wird hier primär 
der Berufsverkehr angesprochen. Gegen 
grundlegende Substitutionspro7.esse in 
überschaubaren Zeiträumen sprechen vor 
allem die beträchtlichen Sachzwänge der 
Pkw-Haltung aufgrund der räumlichen, 
Trennung von Arbeitsstätten und Wohn-
stätten sowie spezieller Arbeits7.Citen beim 
Schichtdienst u.ä. Hinzu kommt, daß in 
vielen ländlich strukturierten Räumen zu 
den relevanten Berufsverkehrs7.eiten ein 
öffentliches Verkehrsmittelangebot über-
haupt fehlt oder aber bei Nutzung des vor-
handenen öffentlichen Angebotes die Rei-
sezeiten sehr stark ausgeweitet werden. Al-
le vorliegenden Untersuchungen 7.eigen,_ 
daß für die Verkehrsmittelwahlentschei-
dung der privaten Haushalte neben dem 
Finanzmittel- und Kostenbudget vor allem 
das tägliche Reisezeitbudget von Bedeu-
tung ist. Das tägliche Reisezeitbudget va-
riiert zwar mit dem Einkommen, der Stadt-
größe und anderen Variablen; es kon7.en-
triert sich aber auch im internationalen 
Vergleich auf einen erstaunlich stabilen 
Durchschnittswert von 1,3 Stunden/Tag 
für alle Fahrtaktivitäten. Gegen die Aus-
weitung dieses Zeitbudgets, auch etwa 
durch intensivierte Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel, sprechen zahlreiche neue-
re Forschungsergebnisse.18 
Für die Agglomerationsräume gilt; daß die 
Kapazitätsgrenzen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs in den Spitzenverkehrs-
stunden bereits weitgehend erreicht sind.19 
Dieser Hinweis wird n<>ch deutlicher da-
durch, daß eine Substitution von (nur) 
20% der Berufsfahrten mit Pkw im 50-km-
Entfemungsbereich einen Anstieg der Be-
förderungsfälle des öffentlichen Personen-
nahverkehrs in diesem Bereich von 120% 
bewirkt. 20 Auch konkrete Planungsfall-Si-
mulationen 7.eigen, daß die strukturellen, 
auf das Kraftfahrzeug ausgerichteten Ge-
gebenheiten der Städte bei einem energie-
politisch forcierten Übergang auf den öf-
fentlichen Verkehr nur zu sehr begrenzten 
Energieeinsparungen führen, soll nicht die 
Funktionsfähigkeit der Städte infragege-
stellt werden.21 
o Beim Einkaufsverkehr sind die Hemm-
nisse für einen wesentlich verstärkten Ein-
satz öffentlicher Verkehrsmittel wegen der 
Gütertransportfunktion der Pkw und we-
gen der starken Quellstreuung im _Stadt-
und Stadtumlandverkehr sowie wegen der 
hohen Präferenzierung eines Haus-Haus-
Verkehrs ebenfalls beträchtlich. 
o Im Frei7.Citverkehr stellen sich Substitu-
tionsüberlegungen nur sehr nachrangig, 
obwohl der Pkw-Anteil rd. 85% aller 
Fahrten ausmacht. Faktisch relevante 
Substitutionsmöglichkeiten bestehen we-
der im Wochenend- noch im Urlaubsver-
kehr; hinzu kommt der vergleichsweise ho-
27 
he Besetzungsgrad der Fahrzeuge und 
hierdurch auch ein entsprechend niedriger 
spezifischer Energieeinsatz je mitfahrende 
Person. 
o Das Substitutionspotential im Straßen-
güterverkehr ist aufgrund der hohen Ver-
kehrswertigkeit des Lastkraftwagens eben-
falls sehr begrenzt. Güterstruktur und Ent-
fernungsbereiche der Transporte bewir-
ken, daß im flächenhaften Verteilerver-
kehr keine Alternative zum Straßengüter-
verkehr existiert. Substitutionen im Fern-
verkehr erbringen selbst bei theoretisch 
maximaler Höhe dieser Substitutionen nur 
eine erstaunlich geringe Ersparnis, unab-
hängig von der Beantwortung der Frage, 
welche sonstigen Effekte für die verladen-
de und produzierende Wirtschaft hieraus 
resultieren können. Neue Berechnungen 
ergeben, daß selbst eine Vollverlagerung 
aller Straßengüterverkehrstransporte über 
200 km Fahrtweite auf die Schiene bei Be-
rücksichtigung der verbleibenden Zu- und 
Abläufe auf der Straße nur 8,8% des ge-
samten Dieselöleinsatzes im Verkehr bzw. 
nur 0,8% des totalen Mineralölverbrauchs 
eingespart werden können. 22 
3) Sehr durchschlagende Energieeinspa-
rungen lassen sich im Verkehrsbereich 
durch Verhaltensänderungen erzielen; dies 
auch unter Berücksichtigung der invaria-
blen raumstrukturellen Situation. Der 
Preismechanismus führt hier zur selektiven 
Anpassung im Personen- und Güterver-
kehr; die entsprechenden Prozesse laufen 
bereits. Zu nennen sind hier etwa: 
o Änderungen im Fahrverhalten im Per-
sonenverkehr durch selektiven Fahrten-
verzicht; Reduzierung der Fahrtenlängen 
und Optimierung der Beziehungen zwi-
schen· Fahrweise und Treibstoffverbrauch. 
Der selektive Fahrtenverzicht ist im Frei-
zeitverkehr bereits empirisch nachweisbar; 
ähnliches gilt für die Wahl der Fahrzeug-
geschwindigkeiten. Hierbei ist jedoch stets 
zu berücksichtigen, daß zumindest in der 
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Vergangenheit die Preisreagibilität der 
Pkw-Nutzer bei Treibstoffverteuerungen 
gering war. Empirische Untersuchungen in 
mehreren Ländern führen zu durchschnitt-
lichen Preiselastizitätswerten bei kurzfri-
stiger Analyse zwischen - 0,23 und - 0,6, 
also zu einer unterproportionalen Reakti-
on aufgrund fehlender Ausweichmöglich-
keiten; langfristig werden entsprechende 
Werte von -0,98 geschätzt, also wesent-
lich stärkere Reaktionen. 23 Der Mengen-
verbrauch an Treibstoffen ist je Haushalt 
in den Jahren 1979 und 1980 um 3,5% 
bzw. 4,2% zurückgegangen. 
o Im Straßengüterverkehr wird das ver-
haltensbedingte Einsparpotential auf bis 
zu 10% des Treibstoffverbrauchs ge-
schätzt; wegen der unmittelbaren Auswir-
kungen der Treibstoffpreisanhebungen auf 
das betriebliche Wirtschaftsergebnis sind 
sehr frühzeitig die Bemühungen zur Ver-
haltensbeeinflussung der Fahrer angelau-
fen. Das gilt auch für Optimierungsüberle-
gungen bei der Fahrzeugeinsatzlogistik. 
4) Beträchtliche Treibstoffeinsparpoten-
tiale liegen weiterhin in der Erhöhung des 
durchschnittlichen Auslastungsgrades der 
Kraftfahrzeuge. Hier interessiert vorran-
gig der Personenverkehr; beim Berufsver-
kehr liegt der durchschnittliche Beset-
zungsgrad der Pkw bei nur 1,3 Personen. 
Interessant ist die folgende Rechnung: Ein 
Pkw mit 4 Plätzen verbraucht 0,123 kg 
SKE/Pkm. Wird die Besetzung von 1,3 auf 
3 Personen ( =0,047 kg SKE/Pkm) ange-
hoben, dann resultiert daraus ein Ver-
brauchswert, der unter dem eines elek-
trisch angetriebenen Nahverkehrszuges 
der Eisenbahn bei angenommener (hoher) 
durchschnittlicher Auslastung von 29,4% 
über alle Tageszeiten liegt ( = 0,054 kg 
SKE/Pkm). 24 
Ähnlich starke Einsparungen je beförderte 
Wareneinheit sind auch beim Straßengü-
tertransport theoretisch möglich, wenn 
durch Verbesserungen der Fahrzeugein-
satzlogistik die Auslastungsgrade von der-
zeit durchschnittlich 60% im gewerblichen 
Güterfernverkehr, von 40% im Werkfern-
verkehr und von 30 bis 50% im Verteiler-
verkehr verbessert werden könnten.25 
5) Die Einführung einer Geschwindig-
keitsbegrenzung auf Autobahnen ist ener-
giepolitisch irrelevant; sie erbringt bei 
130 km/h und einer sehr hoch angesetzten 
Befolgungsrate von 70% nur 0,4% Erspar-
nis und bei 100 km/h nur 4,2% Einspa-
rung, jeweils bezogen auf den Treibstoff-
verbrauch auf Autobahnen. Wird die Be-
zugsgröße „Treibstoffverbrauch auf allen 
Straßen" gewählt, dann reduzieren sich bei 
hohem Befolgungsgrad die Ersparnismen-
gen auf0,07 bzw. 1,2%. 
6) Unter Berücksichtigung der raum-
strukturellen Situation führt dies zu fol-
genden Schlußfolgerungen: 
o Der Preismechanismus und damit bei 
weltweit langfristiger Verknappung von 
Rohöl real steigende Preise für Ölprodukte 
besitzen die zentrale Steuerungsfunktion 
für Verhaltensänderungen bei der Mine-
ralölnutzung, für die Entwicklung techno-
logisch neuartiger Antriebsstoffe und ver-
brauchsspezifisch optimierter Motoren. 
Wird die Bedingung erfüllt, daß es zu steti-
gen und nicht sprunghaften Preiserhöhun-
gen kommt, ist mit gravierenden Mobili-
tätseffekten und entsprechend negativen 
Auswirkungen auf die räumliche Lebens-
qualität nicht zu rechnen. Allerdings wer-
den die verschiedenen Gruppen der Bevöl-
kerung unterschiedlich stark betroffen. 
Dies sei an zwei Beispielen verdeutlicht. 
o Die Studenten in den Universitätsstäd-
ten mittlerer Größe, wie etwa in Gießen, 
sind wegen der unausgeglichenen Märkte 
für Studentenzimmer und -wohnungen in 
besonders starkem Maße auf Wohnstand-
orte in den Umlandbezirken angewiesen. 
Diese Zwangsmobilität erklärt auch den 
ständig steigenden Anteil der monatlichen 
Ausgaben für Verkehrszwecke, der im 
Bundesdurchschnitt 1979 je Student 6,3% 
seiner verfügbaren Ausgabensumme er-
reichte gegenüber 1973 noch 5,0%.26 In 
Gießen waren dies je Student im Durch-
schnitt 40,- DM/Monat bzw. 3 539000,-
DM im Gesamtjahr 1979.27 Die Belastung 
dürfte im Einzelfall wesentlich höher sein, 
sofern eine Nutzung öffentlicher Verkehrs-
mittel nicht möglich ist. Die letzten vorlie-
genden Werte des Wintersemesters 1977/ 
78 zeigen, daß 50,2% der Studenten der Ju-
stus-Liebig-U niversität Gießen als Fahrer 
von Pkw, 4,2% als Mitfahrer, 17,8% mit 
dem Bus, 11 % mit der Bahn, 8,9% zu Fuß 
und 7,8% mit Zweirädern den Weg zur 
Hochschule zurücklegen.28 Die hohe Mo-
torisierungsquote bei den Studenten ist da-
mit teilweise Voraussetzung für ein Studi-
um in diesen Universitätsstädten. Hier 
dürften sich steigende Verkehrskosten be-
sonders deutlich auswirken. 
o Damit zusammenhängend werden ge-
nerell die Bewohner ländlicher Räume, ja 
bereits der Umlandregionen von Ballungs-
zentren, durch die Treibstoffpreiserhöhun-
gen dadurch vergleichsweise stark negativ 
betroffen, daß ein der Bedürfnislage ent-
sprechendes Angebot an öffentlichen Ver-
kehrsleistungen weitgehend fehlt. Die 
Gründe liegen teilweise im staatlichen För-
derungssystem für den öffentlichen Nah-
verkehr. So wird auf der Grundlage des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG) der öffentliche Personennahver-
kehr durch hohe Bezuschussung der ortsfe-
sten Anlagen (60% Bundesmittel aus dem 
Mineralölsteueraufkommen zuzüglich 
Landesmittel bis zu 30% der Investitions-
summe) in den Ballungszentren stark sub-
ventioniert. Im Zeitraum von 1967 bis 
1978 flossen über 14 Mrd. DM in den öf-
fentlichen Nahverkehr in die großstädti-
schen Agglomerationen, während mittlere 
und kleinere Städte sowie die ländlichen 
Räume wegen Fehlens entsprechend auf-
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wendiger Investitionen in ortsfeste Anla-
gen (U- und S-Bahnen) fast leer ausgingen. 
So erhielten etwa in diesem Zeitraum 
München l,57 Mrd. DM, Frankfurt 1,25 
Mrd. DM, Stuttgart 657 Mio. DM, Essen 
625 Mio. DM, Köln 450 Mio. DM, Bonn 
187 Mio. DM, aber Kassel nur 1,3 Mio. 
DM, Darmstadt 0,4 Mio. DM, Marburg 
und Gießen zusammen 0,8 Mio. DM. Viele 
rein ländliche Räume konnten überhaupt 
'keine Mittelanforderungen wegen des Feh-
lens entsprechender Investitionen in orts-
feste Anlagen stellen. Insofern werden also 
- da über das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz als Hauptquelle der öffentli-
chen Nahverkehrsförderung keine Fahr-
zeuginvestitionen bezuschußbar sind - die 
Agglomerationszentren überdurchschnitt-
lich, die Mittel- und Kleinstädte sowie 
ländlichen Gebiete kaum oder nicht geför-
dert. Diese Situation muß vor dem Hinter-
grund des Mobilitätsbedarfs dieser Teil-
räume gesehen werden. Die Förderung be-
schränkt sich hier auf Länder- und Ge-
meindesubventionen, deren Volumen we-
sentlich unter dem der Förderung nach 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz liegt und die auf völlig freiwilliger Ba-
sis erfolgt. Da in diesen Räumen der Bus 
das dominierend angebotene öffentliche 
Verkehrsmittel darstellt, wirkt sich die im 
Rahmen der Sparbeschlüsse der Bundesre-
gierung vorgenommene Streichung der 
Gasöl-Betriebsbeihilfe (Mineralölsteuer-
rückerstattung) für den öffentlichen Nah-
verkehr hier zusätzlich negativ aus, 
während dies mit U- und S-Bahnen aus-
gestatteten Regionen kaum trifft Zusam-
men mit der Mineralölsteuererhöhung 
vom 1. 4. 1981 rechnen die Nahverkehrs-
betriebe als Folge dieser Maßnahmen mit 
einer Kostensteigerung bei den Bussen um 
6 bis 8%.29 
o Aber auch in den Verdichtungsräumen 
mit forciertem Ausbau der Schienennah-
verkehrskapazitäten wird die Finanzie-
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rungssituation immer bedrohlicher, kön-
nen auch stark angehobene Fahrpreise das 
Wachsen der Kostenunterdeckung auf 
über 50% nur bei den laufenden Kosten 
nicht mehr verhindern. Aktuelle Beispiele 
sind der Münchener Verkehrsverbund und 
der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr. 3° Fer-
ner ist zu beobachten, daß die absolut teil-
weise recht hohen Fahrpreise der öffentli-
chen Nahverkehrsbetriebe gerade im Be-
rufspendlerverkehr die Nutzung des indi-
viduellen Pkw begünstigen, zumal die An-
bindung vieler Wohnstätten gerade durch 
schienengebundene Nahverkehrsmittel oft 
ungünstig und mit Umsteige- oder Pkw-
Anfahrtnotwendigkeiten verbunden ist. 
o Ein weiteres, ohne besondere Maßnah-
men zu aktivierendes Einsparpotential an 
Treibstoffen besteht in einer Intensivie-
rung der Fußwege, insbesondere im Ent-
fernungsbereich bis 2,5 km. Rund 23% al-
ler Wege werden derzeit zu Fuß zurückge-
legt, vor allem zu Einkaufszwecken; der 
mittlere Zeitaufwand beträgt etwa 
13,5 Min. 31 Reserven für eine Substitution 
können auch im Berufsverkehr bis etwa 
3 km Strecke gegeben sein. Ein verstärkter 
Fahrradeinsatz im Berufsverkehr dürfte 
hingegen wegen der Witterungsabhängig-
keit und des noch sehr dünnen Radwege-
angebotes auf enge Grenzen stoßen; die Si-
tuation ist nicht mit dem Freizeitverkehr 
vergleichbar. 
Raumordnungs- und verkehrspolitisch in-
teressant ist hingegen die Ausweitung der 
Pkw-Mitfahrgemeinschaften (car poo-
ling), auch wenn die bislang vorliegenden 
Erfahrungen und systematischen Analysen 
noch nicht sehr optimistisch stimmen. 32 
Sowohl unter energiepolitischen wie auch 
unter raumstrukturellen Überlegungen 
zeigen sich hier interessante Ansatzpunkte 
zur Problemlösung in solchen Gebieten, in 
denen das öffentliche Verkehrsmittelange-
bot quantitativ/qualitativ den Mobilitäts-
bedürfnissen nicht entspricht. 
Die Basis für ein zu verbesserndes Angebot 
an öffentlichen Verkehrsleistungen in den 
problematischen Stadtumland- und ländli-
chen Gebieten stellt der Bus als Elementei-
nes noch unvollkommen ausgestalteten 
Systems dar. Sowohl von energiepoliti-
scher wie auch von raum- und siedlungs-
politischer Seite kann ein leistungsfähiges 
Regionalbussystem mit der im Vergleich 
zu anderen öffentlichen Verkehrsmitteln 
höchsten Kostendeckung den Mobilitäts-
zwängen im Berufs- und Einkaufsverkehr 
in beträchtlichem Maße entsprechen. 
Zwar sind einige Modellversuche auf re-
gionaler Ebene angelaufen, welche die 
rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten 
testen sollen;33 es fehlt jedoch noch ein 
technisch und wirtschaftlich verallgemein-
erbares Gesamtkonzept, das einerseits we-
sentliche qualitative Verbesserungen bei 
den Regionalbuskonstruktionen und an-
dererseits bei den wirtschaftlichen Grund-
lagen einer intensivierten Flächenbedie-
nung enthalten muß. Das Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz in der bisherigen 
Form ist dabei sowohl aus raumstrukturel-
len wie auch aus verkehrswirtschaftlichen 
Gründen heraus nicht mehr tragbar. 
7) So verbleiben abschließend drei Fest-
stellungen: 
o Die durch die gegebenen Raumstruktu-
ren geschaffenen Mobilitätszwänge lassen 
sich in überschaubaren Zeiträumen nicht 
beseitigen. Der individuelle Verkehr wird 
auch bei überproportional steigenden 
Energiepreisen wegen fehlender Substitute 
seinen hohen Stellenwert vor allem in vie-
len Stadt-Umland-Bereichen und in ländli-
chen Räumen behalten. Dies gilt vor allem 
für den Berufs- und Einkaufsverkehr. 
o Partielle Ersatzmöglichkeiten bieten ne-
ben intensivierten Pkw-Mitfahrgemein-
schaften vor allem Regionalbussysteme. 
Ihr Stellenwert dürfte in Zukunft beträcht-
lich zunehmen, wobei sowohl fahrzeug-
konstruktive, organisatorische und finanz-
wirtschaftliche Änderungen gegenüber 
dem gegenwärtigen Zustand erforderlich 
sind. 
o Wenn in den kommenden Jahren die 
Befriedigung von Mobilitätsbedürfnissen 
auch für das einzelne Individuum wesent-
lich teurer wird, dann trifft dies die priva-
ten Haushalte unterschiedlich in Abhän-
gigkeit von ihrer räumlichen Lokalisation 
und den vorliegenden speziellen Mobili-
tätszwängen. Die Politik sollte nicht versu-
chen, durch Markteingriffe knappheitsbe-
dingte Energiepreissteigerungen zu brem-
sen. Ihre Aufgabe beschränkt sich viel-
mehr auf die Schaffung der notwendigen 
Rahmenbedingungen zur Erleichterung 
der Anpassungsprozesse und zur Beseiti-
gung von auftretenden sozialen Härten. 
Die in den Jahren bis 1979 sehr niedrigen 
Energiepreise haben den unerwünschten 
Prozeß einer Desurbanisierung bei den 
Siedlungsstrukturen wesentlich gefördert. 
Für die Zukunft läßt sich insofern durch 
die neuen energiewirtschaftlichen Rah-
menbedingungen ein fühlbares Abbremsen 
solcher Prozesse erwarten. 34 
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